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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Höcherl, Leicht, Dr. Häfele, Dr. Narjes 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4080 - 

betr. Exportlücke und außenwirtschaftliches Gleichgewicht 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Wirtschaft hat mit Schreiben vom 16. Oktober 1975 - I D 2 - 
04 00 02/1 - namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


1. Die Regierungspropaganda behauptet, die gegenwärtige schwere 
Rezession sei im wesentlichen durch das Ausland verursacht. 

Der Bundeswirtschaftsminister hat kürzlich im Deutschen Bun- 
destag ausgeführt, daß von der Abnahme des Sozialprodukts um 
real 5 v. H. im ersten Halbjahr etwa 3,5 bis 4 v. H. auf die 
„drastische Reduzierung der Auslandsnachfrage zurückgehe". In 
diesem Zusammenhang wird immer wieder von einer Export- 
lücke von 40 Mrd. DM gesprochen. 

Von welchen absoluten Exportbeträgen geht die Bundesregie- 
rung bei der Berechnung dieses Betrages aus? 

Insbesondere: Gegenüber welchem angenommenen Exportbetrag 
entsteht der behauptete Ausfall von 40 Mrd. DM, etwa gegen- 
über den exorbitant hohen Exportzahlen von 1974 oder gegen- 
über einer früheren Annahme eines noch höheren Exports im 
laufenden Jahr? 


Die Aussage des Bundeswirtschaftsministers vor dem Deutschen 
Bundestag, „daß von der Abnahme des Sozialprodukts um real 
5 v. H. im ersten Halbjahr (1975) etwa 3,5 bis 4 v. H. auf die 
drastische Reduzierung der Auslandsnachfrage zurückgehen", 
ist durch die jüngsten Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
zur Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung belegt. Danach be- 
trug die Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen in den ersten 
sechs Monaten dieses Jahres real, d. h. in Preisen von 1962, 
100,6 Mrd. DM, das sind 12,2 Mrd. DM oder 10,8 v. H. weniger 
als im ersten Halbjahr 1974. Dieser Ausfuhrrückgang entspricht 
einer Abnahme des Sozialprodukts von real 4,1 v. H. Auf der 
anderen Seite hat sich auch die Einfuhr von Waren und Dienst- 
leistungen in der ersten Hälfte dieses Jahres real um 0,7 v. H. 
auf 93,1 Mrd. DM vermindert. Der Saldo zwischen Ausfuhr und 
Einfuhr, der Außenbeitrag, erreichte in der ersten Hälfte dieses 
Jahres real (Preisbasis 1962) einen Wert von 7,5 Mrd. DM, das 
sind 11,5 Mrd. DM weniger als im ersten Halbjahr 1974. Be- 
zogen auf das Sozialprodukt beträgt der Rückgang des Außen- 
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beitrags im ersten Halbjahr 1975 gegenüber dem ersten Halb- 
jahr 1974 real 3,9 v. H. Diese Zahlen sind Fakten. Es kommt 
hier nicht darauf an, ob die Entwicklung im Vorjahr überhöht 
war oder nicht. Die Verminderung des Außenbeitrags in der 
ersten Hälfte dieses Jahres ging zwar grundsätzlich in Richtung 
eines von der Bundesregierung mittelfristig angestrebten außen- 
wirtschaftlichen Gleichgewichts; problematisch war allerdings, 
daß sie so abrupt erfolgt ist. 

Die von Ihnen erwähnte Zahl von 40 Mrd. DM ausgefallener 
Exporte beruht auf Angaben des Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, der m 
Tz. 10 seines Sondergutachtens vom 17. August dieses Jahres 
ausführt: „Um mehr als 40 Mrd. DM wird die Ausfuhr der 
Bundesrepublik 1975 voraussichtlich hinter dem Zurückbleiben, 
was im Herbst 1974 im allgemeinen erwartet worden war. An- 
gesichts eines so massiven kontraktiven Impulses erscheint die 
Summe dessen, was im ganzen an volkswirtschaftlich wirksamer 
Nachfrage unvorhergesehen ausfällt - rd. 60 Mrd. DM - nicht 
einmal besonders hoch". Konkret heißt dies, daß der Sachver- 
ständigenrat im Jahresgutachten vom November 1974 für 1975 
Ausfuhren in Höhe von 337,7 Mrd. DM (+ 13 v. H. gegenüber 
1974) vorausgeschätzt hatte, während er in seinem Sondergut- 
achten vom August d. J. für 1975 einen Ausfuhrrückgang von 
1 v. H. (auf etwa 296 Mrd. DM) erwartet. 


2. Wie haben sich die deutschen Exporte und Exportüberschüsse 
in den einzelnen Jahren seit 1969 entwickelt? 

Die Ausfuhr von Waren und Dienstleistungen in der Abgren- 
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und die Aus- 
fuhrüberschüsse (Außenbeitrag) haben sich seit 1969 wie folgt 
entwickelt: 


Ausfuhr von Waren Ausfuhrüberschuß 

und Dienstleistungen (Außenbeitrag) 



Mrd. DM 

Veränderung 
gegen 
Vorjahr 
in v. H. 

Mrd. DM 

Anteil am 
Sozial- 
produkt 
in v. H. 


- 

in jeweiligen 

Preisen - 


1969 

141,85 

+ 14,6 

+ 14,79 

2,4 

1970 

158,58 

+ 11,8 

+ 11,17 

1,6 

1971 

174,23 

+ 9,9 

+ 12,22 

1,6 

1972 

190,15 

+ 9,1 

+ 14,67 

1,8 

1973 

227,36 

+ 19,6 

+ 24,72 

2,7 

1974 

298,86 

+ 31,4 

+ 39,75 

4,0 

davon 

l.Hj. 

143,17 

+ 32,2 

+ 19,66 

4,1 

2. Hj. 

155,69 

+ 30,7 

+ 20,09 

3,9 

1975 

(l.Hj.) 

143,29 

+ 0,1 

+ 14,73 

3,0 


2 1 Die SPD/FDP-Regierung hat in der Regierungserklärung 
vom 28. Oktober 1969 die „graduelle Umorientierung des 
Güterangebots auf den Binnenmarkt hin" angekündigt. 
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Inwieweit entspricht die Entwicklung von Warenausfuhr 
und Ausfuhrüberschüssen in den Jahren seit 1969 dieser 
Ankündigung? 

Der Anteil des Außenbeitrags am Sozialprodukt ist von 2,4 v. H. 
im Jahre 1969 auf 1,8 v. H. im Jahre 1972 zurückgegangen, das 
entsprach der mittelfristigen Zielsetzung. 1973 und 1974 ist der 
Anteil des Außenbeitrags am Sozialprodukt auf 2,7 bzw. 4,0 v. H. 
deutlich angestiegen. Diese Zunahme ist - abgesehen von Son- 
dereinflüssen - überwiegend auf das in diesen Jahren vor- 
handene internationale Konjunkturgefälle zurückzuführen, das 
sich aufgrund einer inflationär überhitzten Nachfrageentwick- 
lung im Ausland bei gleichzeitig konsequenter Stabilitätspolitik 
der Bundesregierung im Inland ergeben hat. 

2.2 Hält die Bundesregierung auch heute noch an der Ziel- 
setzung einer „graduellen Umorientierung des Güterange- 
bots auf den Binnenmarkt hin" fest? 

Die Bundesregierung strebt mittelfristig weiterhin an, den 
gegenwärtigen Anteil des Außenbeitrags am Bruttosozialpro- 
dukt zu reduzieren. Der mittelfristig angestrebte Anteil des 
Außenbeitrags am Sozialprodukt sollte einerseits ausreichend 
sein, um unseren internationalen Zahlungsverpflichtungen nach- 
kommen zu können, er sollte andererseits zu einer Beseitigung 
der internationalen Zahlungsbilanzungleichgewichte beitragen. 

3. Inwieweit entspricht insbesondere die Entwicklung des Jahres 
1974 sowohl der Zielsetzung der Regierungserklärung vom 
28. Oktober 1969 wie auch der Zielsetzung des Gesetzes zur 
Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft nach 
„außenwirtschaftlichem Gleichgewicht" ? 

Eine mittelfristig angelegte Zielsetzung wird sich nicht in jedem 
Jahr realisieren lassen. Unter dem Einfluß konjunktureller 
Schwankungen und struktureller Verschiebungen werden sich, 
insbesondere bei einer in so hohem Maße in die Weltwirtschaft 
verflochtenen Volkswirtschaft wie der deutschen, vielmehr in 
den einzelnen Jahren Abweichungen ergeben. Die Entwicklung 
des Außenbeitrags im Jahre 1974 ist im übrigen weitgehend auf 
Faktoren zurückzuführen, die außerhalb des Einflußbereichs der 
Bundesregierung lagen. Die Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) schreibt hierzu in 
ihrem jüngsten Wirtschaftsbericht über die Bundesrepublik 
Deutschland vom Juli 1975: „Die bemerkenswert guten Aus- 
fuhrergebnisse der Bundesrepublik im Jahre 1973 und im ersten 
Halbjahr 1974 erklären sich wohl in erster Linie durch den 
höheren Nachfragedruck bei den Handelspartnern bzw. in den 
Konkurrenzländern. Mit ausschlaggebend für die beispiellose 
Exportsteigerung waren ferner der Boom in gewissen Bereichen 
des Weltmarkts (z. B. Eisen und Stahl) sowie die vorüberge- 
hende Zunahme der Auslandsnachfrage auf Grund der Arbeits- 
konflikte im Ausland und der Unruhe auf den Devisenmärkten. 
Aus denselben Gründen zeigte das Importvolumen im gleichen 
Zeitraum eine weit weniger dynamische Entwicklung. Die Folge 
waren die beispiellosen Leistungsbilanzüberschüsse von 
4,5 Mrd. $ im Jahre 1973 und 9,3 Mrd. im Jahre 1974" (S. 20 
des Berichts). Diese Ausführungen der OECD decken sich mit 
der Auffassung der Bundesregierung. 
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